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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes zur Kennzeichnung 
von Bleikristall und Kristallglas 
(Kristallglaskennzeichnungsgesetz) 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A, Problem 

In der Europäischen Gemeinschaft wird der freie Warenverkehr 
mit Kristallglas behindert, weil in der Gemeinschaft unter- 
schiedliche Kennzeichnungsbestimmungen gelten. Zur Herstel- 
lung des freien Dienstleistungsverkehrs hat der Rat der Ge- 
meinschaft die Mitgliedstaaten durch eine Richtlinie vom 15. De- 
zember 1969 verpflichtet, binnen 18 Monaten diese Vorschriften 
zu harmonisieren. 


B. Lösung 

Zur Erfüllung dieser Verpflichtung legt die Bundesregierung 
jetzt den Entwurf eines Kristallkennzeichnungsgesetzes vor, in 
dem der Begriff des Kristallglases definiert ist und die Kenn- 
zeichnungen im einzelnen entsprechend den Rahmenbestimmun- 
gen der Richtlinie festgelegt werden. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat keine Änderungen vorgeschlagen. 

D. Kosten 

Der öffentlichen Hand entstehen durch die Ausführung des 
Gesetzes keine Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. April 1971 

1/4 (IV/3) — 64400 — Kr 6/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Kennzeichnung 
von Bleikristall und Kristallglas 
(Kristallglaskennzeichnungsgesetz) 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 364. Sitzung am 2. April 1971 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54. Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Kennzeichnung von Bleikristall und Kristallglas 
(Kristallglaskennzeichnungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Anwendungsbereidi 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind anzuwen- 
den auf Glaswaren zur Verwendung bei Tisch, in 
der Küche, bei der Toilette, im Büro, zum Aus- 
schmücken von Wohnungen und zu ähnlichen 
Zwecken; ausgenommen sind Würfel, Steinchen, 
Plättchen für Mosaike und zu ähnlichen Zier- 
zwecken, Phantasiewaren aus lampengeblasenem 
Glas, Kunstverglasungen, Spiegelglas, Spiegel, Glas- 
waren für Beleuchtung und Gehäuse für Uhren. 


§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Hochbleikristall ein Glas, das mindestens 30 vom 
Hundert Bleioxyd (PbO) enthält und eine Dichte 
von mindestens 3,00 hat; 

2. Bleikristall ein Glas, das mindestens 24 vom 
Hundert Bleioxyd (PbO) enthält und eine Dichte 
von mindestens 2,90 hat; 

3. Preßbleikristall (Bleikristall gepreßt) ein ge- 
preßtes Glas, das mindestens 18 vom Hundert 
Bleioxyd (PbO) enthält und eine Dichte von 
mindestens 2,70 hat; 

4. Kristallglas ein Glas, das entweder 

a) Bleioxyd (PbO), Bariumoxyd (BaO), Kalium- 
oxyd (KoO) oder Zinkoxyd (ZnO) allein oder 
zusammen in Höhe von mindestens 10 vom 
Hundert enthält, eine Dichte von mindestens 
2,45 hat und dessen auf den Natrium-D-Strahl 
bezogene Brechungszahl mindestens 1,520 be- 
trägt 

oder 

b) Bleioxyd (PbO), Bariumoxyd (BaO) oder 
Kaliumoxyd (KoO) allein oder zusammen in 
Höhe von mindestens 10 vom Hundert ent- 
hält, eine Dichte von mindestens 2,40 und 
eine Oberflächenhärte nach Vickers von 
550 ± 20 hat. 


(2) Die in Absatz 1 genannten chemischen und 
physikalischen Eigenschaften sind nach den in der 
Anlage zu diesem Gesetz aufgeführten Methoden 
zu bestimmen. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die in der Anlage 
aufgeführten Bestimmungsmethoden der wissen- 
schaftlichen und technischen Entwicklung anzupas- 
sen, sofern dies zur Erfüllung von Richtlinien der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erforderlich 
ist und der Vereinfachung oder der sonstigen Ver- 
besserung der Messung dient. 


§ 3 

Kennzeichnung 

(1) Wer Erzeugnisse der in § 2 Abs. 1 genannten 
Art gewerbsmäßig in den Verkehr bringt, einführt 
(§ 4 Abs. 2 Nr. 4 des Außenwirtschaftsgesetzes) oder 
sonst in den Geltungsbereich dieses Gesetzes ver- 
bringt oder für diese wirbt, hat bei einer Kenn- 
zeichnung der Glasart die Bezeichnungen 

„Hochbleikristall 30®/o" 

„Cristal Superieur 30 
„Cristallo Superiore 30 Vo" 

„Volloodkristal 30 ®/o" 

„Bleikristall 24 ^/o'" 

„Cristal au Plomb 24 ^/o" 

„Cristallo al Piombo 24 Vo" 

„Loodkristal 24 

„Preßbleikristall" 

„Bleikristall gepreßt" 

(wobei beide Wörter in 
gleichem Schriftbild 
erscheinen müssen) 

„Kristallglas" 

zu verwenden. 

Zusätzlich zu einer dieser Bezeichnungen darf die 
Kennzeichnung der Glasart in einer anderen Sprache 
als Deutsch, Französisch, Niederländisch oder Italie- 
nisch erfolgen. 

(2) Für Erzeugnisse, die die in § 2 Abs. 1 aufge- 
führten Merkmale nicht aufweisen, dürfen die Be- 
zeichnungen des Absatzes 1 oder mit diesen ver- 
wechselbare Bezeichnungen nicht verwendet wer- 
den. 


für Erzeugnisse 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 


für Erzeugnisse 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 2, 

1 für Erzeugnisse 
i nach § 2 Abs. 1 Nr. 3, 


für Erzeugnisse 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 
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(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf Genossenschaf- 
ten auch dann anzuwenden, wenn sich ihr Ge- 
schäftshetrieb auf den Kreis der Mitglieder be- 
schränkt. 

§ 4 

Verwendung von zusätzlichen Symbolen 

(1) Werden für Erzeugnisse der in § 2 Ahs. 1 
genannten Art die Bezeichnungen nach § 3 Abs. 1 
verwendet, so dürfen zusätzlich die folgenden Sym- 
bole verwendet werden: 

für Hochbleikristall und Bleikristall (§ 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 2) ein rundes goldfarbenes Etikett mit 
einem Durchmesser von mindestens 1 cm; 

für Kristallglas (§ 2 Ahs. 1 Nr. 4 Buchstabe a) ein 
quadratisches silberfarbenes Etikett mit einer Sei- 
tenlänge von mindestens 1 cm; 

für Kristallglas (§ 2 Ahs. 1 Nr. 4 Buchstabe b) ein 
gleichseitiges silherfarhenes Dreieck mit einer Sei- 
tenlänge von mindestens 1 cm. 

(2) Die Symbole und die Bezeichnungen nach § 3 
Abs. 1 dürfen auf demselben Etikett angebracht 
werden. 

(3) Für Erzeugnisse, die die in § 2 Abs. 1 aufge- 
führten Merkmale nicht aufweisen oder für die nicht 
die Bezeichnungen nach § 3 Ahs. 1 verwendet wer- 
den, dürfen die Symbole des Absatzes 1 nicht ver- 
wendet werden. 

§ 5 

Anbringen anderer Aufschriften 

Wird ein Warenzeichen, eine Firmenbezeichnung 
oder eine andere Aufschrift verwendet, die die Be- 
zeichnungen nach § 3 Abs. 1 oder mit ihnen ver- 
wechselhare Bezeichnungen im ganzen, als Wort- 
stamm oder als Eigenschaftswort enthalten und 

1. weist das Erzeugnis die in § 2 Abs. 1 festgeleg- 
ten Merkmale auf, so sind unmittelbar neben der 
Aufschrift die Bezeichnungen nach § 3 Abs. 1 
deutlich lesbar anzubringen, 

2. weist das Erzeugnis die in § 2 Abs. 1 festgeleg- 
ten Merkmale nicht auf, so ist die stoffliche Be- 
schaffenheit des Erzeugnisses genau anzugeben 
und diese Angabe unmittelbar neben der Auf- 
schrift deutlich lesbar anzubringen. 


§ 6 

Ausnahmen 

Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf Erzeug- 
nisse, die 

1. ausgeführt (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes) oder sonst aus dem Geltungs- 


bereich dieses Gesetzes verbracht werden oder 
hierfür bestimmt sind, 

2. unter zollamtlicher Überwachung durchgeführt 
(§ 4 Abs. 2 Nr. 5 des Außenw'irtschaftsgesetzes) 
oder sonst durch den Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes befördert werden, 

3. zur Lagerung in Freihäfen oder in Zollgutlagern 
eingeführt oder sonst in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht und im Anschluß dar- 
an wieder ausgeführt oder sonst aus dem Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verbracht werden, 

4. zur Veredelung unter zollamtlicher Überwachung 
eingeführt und danach wieder ausgeführt wer- 
den. 

§ 7 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. Erzeugnisse der in § 2 Abs. 1 genannten Art 
gewerbsmäßig in den Verkehr bringt, einführt 
oder sonst in den Geltungsbereich dieses Geset- 
zes verbringt oder für sie wirbt und dabei im 
Falle einer Kennzeichnung der Glasart nicht die 
Bezeichnungen nach § 3 Abs. 1 oder andere als 
in § 4 Abs. 1 beschriebene Symbole verwendet, 

2. entgegen § 3 Abs. 2 für Erzeugnisse, die die in 
§ 2 Abs. 1 aufgeführten Merkmale nicht auf- 
weisen, eine der Bezeichnungen nach § 3 Abs. 1 
oder mit diesen verwechselbaren Bezeichnungen 
verwendet, 

3. entgegen § 4 Abs. 3 für Erzeugnisse, die nicht die 
in § 2 Abs. 1 aufgeführten Merkmale aufweisen 
oder für die nicht die Bezeichnungen nach § 3 
Abs. 1 verwendet werden, eines der in § 4 Abs. 1 
beschriebenen Symbole verwendet, 

4. entgegen § 5 Nr. 1 es unterläßt, die Bezeichnun- 
gen nach § 3 Abs. 1 unmittelbar neben der Auf- 
schrift deutlich lesbar anzubringen, 

5. entgegen § 5 Nr. 2 es unterläßt, die stoffliche 
Beschaffenheit des Erzeugnisses genau anzu- 
geben oder diese Angabe unmittelbar neben der 
Aufschrift deutlich lesbar anzubringen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 


§ 8 

Abfertigung durch Zolldienststellen 

Die Nichtbeachtung des § 3 Abs. 1 Satz 1 steht 
der Abfertigung durch die Zolldienststellen nicht 
entgegen. Die Zolldienststellen sind befugt, Ver- 
stöße gegen die Vorschriften dieses Gesetzes, die 


3 



Drucksache VI/2073 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


sie bei der Abfertigung feststellen, den zuständigen | Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
Verwaltungsbehörden mitzuteilen. | erlassen werden, gelten im Land Berlin nach Maß- 

I gäbe des § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 9 

Berliii’Klausel 


§ 10 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt sechs Monate nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Anlage 


Methoden zur Bestimmung der chemischen und physikalischen 
Eigenschaften der Kristallglasgruppen 


1. Chemische Analysen 

1.1. Bariumoxyd (BaO) und Blei(II)-oxYd (PbO) 

1.1.1. Bestimmung des Gesamtgehaltes: Bariumoxyd 
und Blei(II)-oxyd 

ca. 0,5 g fein zerkleinertes Glas (Glaspulver) auf 
0,0001 g genau in eine Platinschale einwiegen. Mit 
Wasser befeuchten und 10 ml 15®/oige Schwefelsäure 
und 10 ml Flußsäure zufügen. Auf dem Sandbad bis 
zum kräftigen Rauchen der Schwefelsäure erwär- 
men. Abkühlen lassen und nochmals 10 ml Fluß- 
säure zufügen. Wiederum bis zum kräftigen Rau- 
chen der Schwefelsäure erwärmen. Abkühlen lassen 
und die Wandung der Schale mit Wasser abspülen. 
Nochmals bis zum kräftigen Rauchen der Schwefel- 
säure erwärmen. Abkühlen lassen, vorsichtig 10 ml 
Wasser zufügen und dann in einen 400-ml-Becher 
überführen. Die Schale mehrfach in 10^/oiger Schwe- 
felsäure ausspülen und mit dieser auf 100 ml er- 
gänzen. Zum Sieden erhitzen und 2 bis 3 Min. sieden 
lassen. Von der Heizquelle nehmen und über Nacht 
stehenlassen. Durch einen Glasfiltertiegel G 4 fil- 
trieren, zunächst mit 10^/oiger Schwefelsäure und an- 
schließend zwei- bis dreimal mit Äthanol aus- 
wachsen. Eine Stunde im Trockenschrank bei 150° C 
trocknen. Auswiegen. Auswaage: Summe Barium- 
sulfat (BaSOJ und Bleisulfat (PbS 04 ). 

1.1.2 Bestimmung von Bariumoxyd 

ca. 0,5 g fein zerkleinertes Glas (Glaspulver) auf 
0,0001 g genau in eine Platinschale einwiegen. Mit 
Wasser befeuchten und 10 ml Flußsäure und 5 ml 
Perchlorsäure zufügen. Auf dem Sandbad bis zum 
kräftigen Rauchen der Perchlorsäure erwärmen. Ab- 
kühlen lassen und nochmals 10 ml Flußsäure zu- 
fügen. Wiederum bis zum kräftigen Rauchen der 
Perchlorsäure erwärmen. Abkühlen lassen und die 
Wandung der Schale mit Wasser abspülen. Bis 
nahezu zur Trockene abrauchen. Mit 50 ml lOVoiger 
Salzsäure aufnehmen und leicht erwärmen, damit 
der Abrauchrückstand sich auflöst. In einen 400-ml- 
Becher überführen; anschließend mit Wasser auf 
200 ml verdünnen. Zum Sieden erhitzen und so 
lange Schwefelwasserstoff einleiten, bis die Fällung 
von Bleisulfid sich am Boden des Bechers abgesetzt 
hat. Durch ein dichtes Filterpapier filtrieren und mit 
kaltem, mit Schwefelwasserstoff gesättigtem Wasser 
auswaschen. 

Das Filtrat erforderlichenfalls auf 300 ml eindamp- 
fen. Zum Sieden erhitzen und. 10 ml 10®/oige Schwe- 
felsäure zufügen. Von der Heizquelle nehmen und 
mindestens 4 Stunden stehenlassen. Durch ein dich- 
tes Papierfilter filtrieren und mit kaltem Wasser 
auswaschen. Veraschen, bei 1050° C glühen und aus- 
wiegen. 

Auswaage: Bariumsulfat. 


1.2. Bestimmung von Zinkoxyd (ZnO) 

Das Filtrat der Bariumsulfatfällung auf 200 ml ein- 
dampfen. Mit Ammoniak gegen Methylrot neutrali- 
sieren und 20 ml 0,ln Schwefelsäure zufügen. Am 
pH-Meter: Mit 0,ln Schwefelsäure oder 0,ln Na- 
tronlauge pH = 2 einstellen und in die kalte Lösung 
Schwefelwasserstoff einleiten. Die Fällung von Zink- 
sulfid 4 Stunden stehenlassen, dann durch ein 
dichtes Papierfilter filtrieren. Mit kaltem, mit 
Schwefelwasserstoff gesättigtem Wasser aus- 
waschen. Den Niederschlag auf dem Filter durch Be- 
handlung mit 25 ml heißer 10®/oiger Salzsäure auf- 
lösen. Das Filter so lange mit siedendem Wasser 
auswaschen, bis das Volumen ca. 150 ml beträgt. 
Mit Ammoniak gegen Lackmus-Papier neutralisieren 
und pH ca. 5 durch Zugabe von 1 bis 2 g festem 
Hexamethylentetramin einstellen. Einige Tropfen 
frisch hergestellter wäßriger 0,5®/oiger Xylenolo- 
range-Lösung zufügen und mit 0,ln Lösung des 
Dinatriumsalzes der Athylendiamintetraessigsäure 
titrieren. Indikatorumschlag: Von rosa nach zitro- 
nengelb. 

1.3. Bestimmung von Kaliumoxyd (K 2 O) 

Durch Fällung und Auswaage als Kalium-Tetra- 
phenylborat. Aufschluß: 2 g fein zerkleinertes Glas 
(Glaspulver) in eine Platinschale einwiegen. Auf 
dem Wasserbad, später auf dem Sandbad aufschlie- 
ßen durch Behandlung mit 2 ml konz. Salpetersäure, 
15 ml Perchlorsäure und 25 ml Flußsäure. Zur Trok- 
kene abrauchen und auflösen in 20 ml heißem Was- 
ser und 2 bis 3 ml konz. Salzsäure. 

In einen 200 ml Meßkolben umspülen und mit Was- 
ser auffüllen. 

Reagenzien: 

Natrium-Tetraphenylborat 6®/oig: 1,5 g Reagenz in 
250 ml Wasser lösen. Die leichte Trübung folgender- 
maßen entfernen: 1 g Aluminiumoxydhydrat zu- 
fügen, 5 Min. kräftig schütteln und filtrieren, wobei 
die ersten 20 ml des Filtrates nochmals zurück- 
gegossen werden. 

Waschlösung, gesättigt an Kalium-Tetraphenylborat: 
0,1 g Kaliumchlorid in 50 ml 0,ln Salzsäure lösen. 
Unter Rühren solange Natrium-Tetraphenylborat- 
Lösung zufügen, bis nichts mehr ausfällt. Uber eine 
Fritte filtrieren und mit Wasser auswaschen. Im 
Exsikkator bei Zimmertemperatur trocknen. Sodann 
20 bis 30 mg des getrockneten Salzes in 250 ml Was- 
ser eintragen. Von Zeit zu Zeit umschütteln. Nach 
30 Min. 0,5 bis 1 g Aluminiumoxydhydrat zufügen. 
Einige Minuten schütteln. Filtrieren. 

Durchführung: Aus der salzsauren Aufschlußlösung 
einen aliquoten Anteil entnehmen, welcher ca. 
10 mg Kaliumoxyd enthält (250-ml-Becher). Auf ca. 
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100 ml verdünnen. Langsam unter leichtem Rühren 
das Fällungsreagenz zufügen, z. B. bei 5 mg ver- 
mutetem Kaliumoxyd 10 ml Reagenz erforderlich. 
Höchstens 15 Min. stehenlassen und durch einen 
Glasfiltertiegel G 3 oder G 4 filtrieren. Mit der 
Waschlösung auswaschen. 30 Min. bei 120° trock- 
nen. 

Umrechnungsfaktor für Kaliumoxyd: 0,13143 

1.4. Fehlertoleranzen 

±0,1 Vo (absolut) für jede Bestimmung. 

Ergibt eine Analyse innerhalb des Analysenspiel- 
raums einen Wert unter den festgelegten Grenz- 
werten (30, 24 oder 10 Vo), so ist das Mittel aus 
mindestens drei Analysen zu nehmen. Ist die 
Analyse höher oder gleich bzw. erreicht sie 29,95, 
23,95 oder 9,95, so ist das Glas anzunehmen in den 
entsprechenden Gruppen von 30, 24 bzw. lOVo. 


2. Physikalische Bestimmungen 

2.1. Dichte 

Bestimmung mit der hydrostatischen Waage mit 
einer Genauigkeit von ± 0,01. Eine Probe von 
mindestens 20 g wird in Luft und unter destilliertem 
Wasser von 20° C gewogen. 

2.2. Brediungszahl 

Der Brechungsind ex wird am Refraktometer mit 
einer Genauigkeit von ± 0,001 ermittelt. 

2.3. Mikrohärte 

Die Vickersche Härte ist gemäß der im Bundesan- 
zeiger Nr vom 1971, 

S bekanntgemachten Methode zu messen, 

aber unter Annahme einer Last von 50 g und der 
Ermittlung des Durchschnitts aus 15 Bestimmungen. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften (EG), 
nahm, gestützt auf Artikel 100 EWG-Vertrag, am 
15. Dezember 1969 die Richtlinie zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
Kristallglas an. Es handelt sich um die erste Richt- 
linie für die Angleichung der technischen Normen 
für gewerbliche Erzeugnisse innerhalb der EG. 

Die Richtlinie verfolgt das Ziel, die Verbraucher 
vor Täuschungen zu schützen und einen Wettbe- 
werb in den einzelnen Mitgliedstaaten zu gewähr- 
leisten, der nicht durch unterschiedliche Definitionen 
und Bezeichnungen verzerrt ist. Die für die deut- 
schen Hersteller bedeutsamsten Angleichungen der 
Richtlinie bestehen in der Erhöhung des bisher in 
einer R AL- Vorschrift festgelegten Bleigehalts des 
Bleikristalls von 18 auf 24 v. H. und in der Bestim- 
mung der bisher nicht festgelegten Zusammenset- 
zung des Kristallglases. 

Innerhalb von 18 Monaten nach der Bekanntgabe, 
d. h. bis zum 18. Juni 1971, muß die Richtlinie in 
nationales Recht umgesetzt werden. Hierfür ist ein 
Bundesgesetz notwendig. 

Die Vorschriften auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes bleiben bei der Anwendung dieses 
Gesetzes unberührt. 

In einer Anlage zu dem Gesetz werden die in Zu- 
kunft in den EG einheitlichen Verfahren zur Bestim- 
mung der chemischen und physikalischen Eigen- 
schaften der Kristallglaserzeugnisse geregelt. 

Kosten entstehen durch die Ausführung des Ge- 
setzes nicht. Unmittelbare Auswirkungen auf Einzel- 
preise und das Preisniveau sind kaum zu erwarten. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Die Richtlinie der EG verweist auf die Tarifnum- 
mer 70.13 des Gemeinsamen Zolltarifs (GZT). Aus 
verfassungs- und strafrechtlichen sowie rechtssyste- 
matischen Gründen sind an Stelle dieser Verwei- 
sung in § 1 die aus der Tarifnummer 70.13 GZT in 
der Fassung der VO Nr. 2451 des Rates der EG 
vom 8. Dezember 1969 in Frage kommenden Waren 
wiedergegeben. 

Zu § 2 

§ 2 enthält Begriffsbestimmungen für Hochblei- 
kristall, Bleikristall, Preßbleikristall und Kristall- 
glas. 


Die in Absatz 3 vorgesehene Ermächtigung ist not- 
wendig, um Änderungen, die sich aus Änderungen 
der EG-Richtlinie ergeben, umgehend durch Rechts- 
verordnung berücksichtigen zu können. 

Zu § 3 

Das Gesetz begründet keine Kennzeichnungspflicht. 

Sofern die vom Gesetz erfaßten Waren aber gekenn- 
zeichnet werden und gewerbsmäßig in den Verkehr 
gebracht, eingeführt oder sonst in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes verbracht weiden, muß die 
Kennzeichnung den Bestimmungen des Gesetzes 
entsprechen. Dies gilt auch für die Werbung. 

Die Begriffe „Hochbleikristall 30 ^/o" und „Blei- 
kristall 24 ^/o" bzw. die entsprechenden Bezeichnun- 
gen in den anderen Sprachen der Gemeinschaft kön- 
nen in Zukunft unabhängig vom Ursprungs- und 
Bestimmungsland in der gesamten Gemeinschaft ein- 
zeln oder nebeneinander frei verwandt werden, da- 
her werden auch die fremdsprachigen Bezeichnun- 
gen wiedergegeben. 

Anders verhält es sich mit den Begriffen „Kristall- 
glas", „Preßbleikristall" und „Bleikristall gepreßt", 
die nur verwandt werden dürfen für Waren, die in 
der Bundesrepublik Deutschland in den Verkehr 
gebracht werden. 

Mit der Bestimmung des Absatzes 1 Satz 2 soll er- 
möglicht werden, daß z. B. auf Messen, in Prospek- 
ten oder in Andenkenläden zusätzlich auch Bezeich- 
nungen in anderen als den Sprachen der EG erlaubt 
sind. 

Zu § 4 

Außer den nach § 3 vorgesehenen Bezeichnungen 
können zusätzlich drei Syrhbole verwandt werden, 
die sich je nach Glasart in Form und Farbe vonein- 
ander unterscheiden. Die Symbole dürften vor allem 
dem Verbraucher den Warenvergleich erleichtern. 

Zu §5 

Mit dieser Regelung sollen bestimmte irreführende 
Verwendungen von Warenzeichen, Firmenbezeich- 
nungen oder anderen Aufschriften ausgeschlossen 
werden. 

Zu § 6 

Diese Vorschrift enthält vier Tatbestände, auf die 
das Gesetz nicht anzuwenden ist. 

Bei der EG-Richtlinie handelt es sich um eine Rah- 
menvorschrift zur Harmonisierung der nationalen 
Rechtsvorschriften, sie nimmt daher nur die zur Aus- 
fuhr aus der Gemeinschaft bestimmten Waren aus. 
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Die nationalen Gesetze gelten dagegen im Hoheits- 
gebiet des jeweiligen Staates und setzen dort die 
Bestimmungen der Richtlinie um. Falls Waren von 
einem EG-Staat in andere Staaten ausgeführt wer- 
den, müssen die im Einfuhrland geltenden Bestim- 
mungen beachtet werden. Durch die EG-Richtlinie 
ist sichergestellt, daß diese einzelstaatlichen Be- 
stimmungen einander gleichen. Besondere Bestim- 
mungen über die Ausfuhr in andere EG-Staaten sind 
daher nicht erforderlich. Durch die Ausnahme der 
Nummern 2, 3 und 4 wird kein schutzwürdiges 
Interesse berührt. Die Anwendung des Gesetzes 
auf diese Tatbestände würde ein neues, nicht tarifä- 
res Handelshemmnis darstellen. 

Zu § 7 

Der Unreditsgehalt von Verstößen gegen das Ge- 
setz ist nicht so hoch, daß eine Ahndung durch 
Kriminalstrafe notwendig wäre. Die in § 7 aufge- 
führten Tatbestände werden daher als Ordnungs- 
widrigkeiten behandelt und mit Geldbuße bedroht. 
Reicht das gesetzliche Höchstmaß nicht aus, um den 
wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ord- 
nungswidrigkeit gezogen hat, zu übersteigen, so 
kann das Höchstmaß nach § 13 Abs. 4 des Gesetzes 
Über Ordnungswidrigkeiten überschritten werden. 

Zu § 8 

Um den Zollbehörden die Möglichkeit zu geben, bei 
der Abfertigung festgestellte Verstöße gegen die 


Vorschriften dieses Gesetzes den mit der Strafver- 
folgung befaßten Behörden mitzuteilen, stellt sie § 8 
insoweit von der Geheimhaltungspflicht frei. Eine 
darüber hinausgehende allgemeine Verpflichtung 
der Zollverwaltung, jede Sendung durch Stichproben 
auf die Einhaltung der Bestimmungen des Kristall- 
glaskennzeichnungsgesetzes zu überprüfen, würde 
nicht nur zu einem nicht vertretbaren Verwaltungs- 
aufwand führen, sondern auch eine Schlechterstel- 
lung der Einfuhren gegenüber in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erzeugten Waren bedeuten, für die 
auch keine Präventivkontrollen vorgesehen sind. 

Zu § 9 

§ 9 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 10 

Eine Übergangsfrist ist notwendig, um Industrie und 
Handel die Möglichkeit zu geben, sich auf das neue 
Kennzeichnungsrecht einzustellen. Eine Frist von 
sechs Monaten wird als ausreichend angesehen. 

Anlagen 

Die Anlage enthält in inhaltlicher Übereinstimmung 
mit dem Anhang 2 der Richtlinie der EG die Metho- 
den, nach denen die in § 2 Abs. 1 genannten chemi- 
schen und physikalischen Eigenschaften zu bestim- 
men sind. 
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